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N och bevor die Sondie-
rungsgespräche mit der 
EU abgeschlossen sind, 
macht Livia Leu (62) als 

Staatssekretärin Schluss. Sie 
will künftig lieber in der Schwei-
zer Botschaft in Berlin verwei-
len, als weiterhin nach Brüssel 
eilen.

Dabei habe die Diplomatin 
den Job der Staatssekretärin 
«unbedingt» gewollt, wie es aus 
Botschafterkreisen heisst. Doch 
schon nach zweieinhalb Jahren 
mag sie ihre Aufgaben als 
Staatssekretärin, die Nummer 
zwei im Aussendepartement, 
nicht mehr erledigen.

Der «Tages-Anzeiger», der 
Leus Abgang schon am Diens-
tagabend publik machte, be-
richtet von Differenzen mit ih-
rem Chef, Aussenminister Igna-
zio Cassis (62). Obwohl die bei-
den nicht immer als ein Herz 
und eine Seele galten, mag nie-
mand von offensichtlichen Dif-
ferenzen berichten. Auch Leu – 
ganz Diplomatin – sprach ges-
tern vor den Medien von einer 
guten Zusammenarbeit, ge-
prägt von Respekt.

Auftrieb hat hingegen in Bun-
desbern die Erzählung, dass 
Leus Aufgabe ohnehin eine Mis-
sion Impossible sei. Just nach-
dem der EDA-Kommunikations-
chef und frühere Schweiz-Ver-
käufer Nicolas Bideau (53) ver-
lauten liess, man stehe kurz vor 
einer Lösung mit Brüssel, sucht 
Leu das Weite. Politiker kritisie-
ren, dass Leu nicht bis im Som-
mer hat warten können, bis sie 
ankündigt, die deutsche Curry-
wurst den Fritten in Brüssel vor-
zuziehen.

Entweder der Gesamtbun-
desrat oder der Aussenminister 
bekämen jeweils kalte Füsse, 
wenn man kurz vor der Eini-
gung stehe, sagen verschiedene 
Quellen. «Dann wird jeweils der 
Unterhändler in die Wüste ge-
schickt und niemand im Bun-
desrat muss der Bevölkerung 
die Lösung mit Brüssel verkau-
fen», fasst ein Gesprächspartner 
zusammen.

Das Problem sei nicht Ver-
handlungsführerin Leu. Sondern 
eine völlig zerstrittene Landes-
regierung. Das habe sich bereits 
bei Leus Vorgängern Roberto 
Balzaretti (58) und Pascale Bae-
riswyl (55) gezeigt, berichten 
mehrere Leute. «Auch nach 
zehn Jahren weiss der Bundes-

rat noch immer nicht, was er ei-
gentlich will.»

Verärgert zeigt sich beispiels-
weise SP-Nationalrat Eric Nuss-
baumer (62). «Dass es im wich-
tigsten Dossier unseres Landes 
schon wieder zum Personal-
wechsel kommt, ist ein De
bakel», findet der Präsident  
der Europäischen Bewegung 
Schweiz. Nun müsse der Bun-
desrat endlich an den Verhand-

lungstisch zurückkehren. «Wei-
tere Verzögerungen schaden der 
Position der Schweiz nur.»

Auch Mitte-Nationalrätin 
Elisabeth Schneider-Schneiter 
(59), Mitglied der Aussenpoliti-
schen Kommission des Natio-
nalrats, hofft vor Leus Abgang 
einfach auf einen Abschluss der 
Sondierungsgespräche mit der 
EU. SVP-Nationalrat Franz Grü-
ter (59) hingegen, Präsident der 

Kommission, zollt der im Sep-
tember abtretenden Staatsse-
kretärin grossen Respekt für 
ihre Arbeit: «Wenn Frau Leu ge-
hen will, dann ist jetzt wohl der 
richtige Zeitpunkt für einen 
Rücktritt.»

Leu hat keine Bedenken, dass 
ihr Abgang die weiteren Gesprä-
che mit Brüssel negativ beein-
flussen könnte. Bis zu ihrem 
Wechsel habe sie noch genü-

gend Zeit, die Sondierungsge-
spräche zu beenden. «Es hängt 
nie alles nur an einer Person.» 
Mit allfälligen Verhandlungen 
starte eine neue Phase. Da kom-
me es immer wieder zu perso-
nellen Wechseln.

Kolportiert wird, dass ein 
Schweizer Botschafter einer 
wichtigen Hauptstadt für die 
Nachfolge infrage komme. Ge-
fallen ist der Name Alexandre 
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Schweizer  Schweizer  
werden  werden  
wird immer wird immer 
schwierigerschwieriger

Unter Aussenminister Ignazio 
Cassis (62) und seiner rechten 
Hand, Generalsekretär Markus 
Seiler (53), verlor das Eidgenös-
sische Departement für auswär-
tige Angelegenheiten (EDA) viel 
diplomatische Kompetenz.

Erfahrene Diplomatinnen und 
Diplomaten warfen den Bettel 
hin oder wurden vergrault – weil 
sie an der kurzen Leine gehalten 
wurden. Auch von einer Günst-
lingswirtschaft berichten die Me-
dien.

Besonders das EU-Dossier 
frisst Personal. Ganz nach dem 
Motto: Wenn sich schon bei den 
Verhandlungen zwischen der 
Schweiz und der EU kaum etwas 
bewegt, so dreht sich zumindest 
das Personalkarussell munter 
weiter. Nun rappelt es einmal 
mehr im Karton.

Livia Leu: 2020–2023
Am Dienstagabend wurde be-
kannt, dass Livia Leu (62) genug 
hat. Nach zweieinhalb Jahren als 
Chefin des Staatssekretariats im 
Aussendepartement wechselt sie 
als Botschafterin nach Berlin. 
Der Bundesrat bestätigte gestern 
einen Bericht des «Tages-An
zeigers».

Leu verhandelt seit Oktober 
2020 mit der Europäischen Uni-

on über die Neuauflage des von 
der Schweiz beerdigten Rahmen-
abkommens. Nachdem der Bun-
desrat dem Abkommen den To-
desstoss versetzt hatte, war es an 
Leu, die Stossrichtung für ein 
neues Verhandlungspaket vorzu-
spuren.

Das komplizierte EU-Dossier 
verlasse Leu «auf eigenen 
Wunsch», heisst es. Schon länger 
wird allerdings berichtet, Leu 
und Aussenminister Ignazio Cas-
sis seien nicht immer gleicher 
Meinung gewesen, was die Aus-
richtung der Aussenpolitik an-
ging.

Roberto Balzaretti :   
2018–2020
Als Staatssekretär für Europa-
Fragen handelte Roberto Balz-
aretti (58) für die Schweiz das 

gescheiterte EU-Rahmenabkom-
men aus – für eine Regierung no-
tabene, die schon damals nicht 
wusste, was sie wollte. Der Bun-
desrat versenkte das Abkommen 
im Mai 2021 abrupt.

Im Oktober 2020 wurde der 
ranghöchste Schweizer Diplomat 
vom Bundesrat abgesetzt; er 
musste sein Amt als EU-Chefun-
terhändler abgeben. Widerwillig 
und mit einem Berg an Penden-

zen. Balzaretti durfte danach die 
Botschaft in Paris übernehmen, 
die zuvor in den Händen seiner 
Nachfolgerin Livia Leu war.

Pascale Baeriswyl : 
2017–2018
Mit der Pensionierung von 
Staatssekretär Jacques de Watte-
ville (72) übernahm Pascale Bae-
riswyl (55) im April 2017 die Ko-

ordination der Verhandlungen 
mit der Europäischen Union.

Knapp ein Jahr später, im Fe-
bruar 2018, erfolgte bereits Bae-
riswyls Entmachtung. Ihr Nach-
folger Balzaretti wurde zum Eu-
ropa-Staatssekretär im EDA er-
nannt. Ein Jahr später war Bae-
riswyl schliesslich ganz weg aus 
Bern: Seit August 2019 vertritt 
sie die Schweiz als Chefin der 
Uno-Mission in New York.

Jacques de Watteville :  
2016–2017
Im Juni 2015 kündigte der dama-
lige Aussenminister Didier Burk-
halter (63) einen Strategiewech-
sel in der Schweizer Europapoli-
tik an: Neu sollte ein «Chefunter-
händler» alle EU-Dossiers koor-
dinieren und die Fäden in der 
Hand behalten. Jacques de Wat-

Vor drei Jahren erst hat der Kan-
ton Aargau bei der Einbürge-
rung die Schrauben angezogen. 
Nun will das Kantonsparlament 
die Voraussetzungen für den ro-

ten Pass weiter verschär-
fen.

Neu soll im Kanton 
Aargau nur noch 
Chancen auf das Bür-

gerrecht haben, wer 
mündlich mindestens 

das Deutsch-Niveau B2 
beherrscht, das bedeutet 

also fast fliessend Deutsch 
spricht. Heute reicht es, 

wenn man sich über ver-
traute Themen unterhalten 
kann.

Ausserdem könnte künftig 
bereits ein kleiner Tolggen im 
Strafregister den Weg zum 
Schweizer Pass auf Jahre ver-
bauen. Der Aargauer Grosse Rat 
will, dass auch vergleichsweise 
harmlose Übertretungen auto-
matisch zum Ausschlusskrite
rium werden. 

Aus einem jetzt schon im Ver-
gleich zu anderen Kantonen 
sehr strengen Einbürgerungsre-
gime werde damit ein «äusserst 
restriktives», sagt Barbara von 
Rütte, die am Europainstitut der 
Universität Basel zum Thema 
Bürgerrecht forscht. Obwohl 
man 2018 die Einbürgerungs-
verfahren schweizweit ver-

schärft und ein Stück weit har-
monisiert hat, bestehen noch 
immer riesige Unterschiede 
zwischen den Kantonen und Ge-
meinden.

In den meisten Kantonen bei-
spielsweise gilt die Bedingung, 
dass man in den letzten drei Jah-
ren vor Einreichen des Einbürge-
rungsgesuchs keine Sozialhilfe 
bezogen haben darf. Im Aargau 
hingegen – wie in Bern und 
Graubünden – schauen die Be-
hörden die letzten zehn Jahre 
an.

So strenge Voraussetzungen 
an die mündlichen Deutsch-
kenntnisse, wie sie neu im Aar-
gau gelten sollen, kennen zu-

dem nur Schwyz, Nidwalden 
und Thurgau. Was mögliche 
Vorstrafen betrifft, ist Bürger-
rechtsexpertin von Rütte kein 
Kanton bekannt, der so strenge 
Regeln hat, wie sie der Aargau 
nun einführen will.

Sie könnten sogar härter 
sein, als es die Verfassung er-
laubt. Der Aargauer Regie-
rungsrat Dieter Egli (53) gab in 
der Parlamentsdebatte zu be-
denken, dass ein so striktes Ge-
setz gegen das Gebot der Ver-
hältnismässigkeit verstossen 
würde. Auch Juristin Barbara 
von Rütte hält dies für möglich.

«Es kommt ganz darauf an, 
wie die Verschärfung genau um-

Livia Leu (62) hört als EU-Chefunterhändlerin auf und wird Botschafterin in DeutschlandRÜCKTRITT MIT RÄTSELN

Kanton Aargau  
will Regeln für  
Einbürgerungen  
verschärfen 

Von belgischen Von belgischen 
Frites zur Berliner Frites zur Berliner 
CurrywurstCurrywurst

Die Schweizer Botschaft in Berlin 
wird Leus neuer Arbeitsort.

Aussenminister Ignazio Cassis 
besuchte 2019 in Paris die 
damalige Schweizer 
Botschafterin. 

Müller Marina  DVIGES
Schreibmaschine
Blick, 11.05.2023
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SRF feuert Mitarbeiter 
nach Vorwürfen
Zürich – Ein leitender Angestell­
ter von SRF muss das Unterneh­
men verlassen. Dies nach dem 
Abschluss einer Untersuchung 
zu verschiedenen Vorfällen rund 
um den Angestellten. Die Tren­
nung erfolge in gegenseitigem 
Einvernehmen, heisst es in einer 
internen Mitteilung von SRF. 
Anfang des Jahres hatte Wirt­
schaftsjournalistin Patrizia Laeri 
öffentlich gemacht, während 
ihres Praktikums bei SRF sexua­
lisierte Gewalt erlebt zu haben. 
Es meldeten sich weitere An­
gestellte, woraufhin die Unter­
suchung eingeleitet wurde. In 
dieser ging es allerdings nicht 
um sexuelle Verfehlungen des 
Angestellten. 

Bundesrat lockert 
Arbeitszeiten
Bern – In bestimmten Betrieben 
dürfen Arbeitnehmende künftig 
innert einer Zeitspanne von 
17 Stunden am Tag eingesetzt 
werden. Dies hat der Bundesrat 
beschlossen. Betroffen sind vor 
allem Betriebe der Informati­
ons- und Kommunikationstech­
nologie mit globalen Projekten. 
Ferner geht es um Dienstleis­
tungsbetriebe in den Bereichen 
Wirtschaftsprüfung, Treuhand 
oder Steuerberatung.

Künftig werden mehr 
Namen richtig erfasst
Bern – Verwaltungsstellen sol­
len ab 2025 fast alle Namen in 
europäischen Sprachen korrekt 
erfassen können. In allen Per­
sonenstandsregistern soll ein 
erweiterter Zeichensatz ver­
wendet werden. Bis auf wenige 
Ausnahmen könnten künftig 
sämtliche Sonderzeichen euro­
päischer Sprachen aufgenom­
men werden.

Krypto-Millionär des 
Betrugs beschuldigt
Zürich – Dadvan Yousuf hat 
Millionen mit Kryptowährungen 
gemacht. Nun hat er Probleme. 
Gegen den als «Krypto-King 
vom Dolder» bekannt gewor­
denen Investor wurde nun 
formell ein Strafverfahren er­
öffnet. Er wird des gewerbs­
mässigen Betrugs beschuldigt. 

BÖRSEN & DEVISEN
SMI	 11 447.2 (–0.9%) 	 .

DOW JONES	 33 487.9 (–0.2%) 	 .

EURO/CHF	 0.89 	 ,

USD/CHF	 0.98 	 ,

GOLD	 58 023 Fr./kg	  .

ERDÖL	 76.69 $/Fass 	 .
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DEUTSCHES LOTTO
10 14 23 25 44 49

Superzahl 8�
SPIEL 77� 9 374 790
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2 18 29 34 37 45
Zusatzzahl 28� Joker 410 074
Alle Angaben ohne Gewähr

10 19 22 25 29 42
Glückszahl 4� Replayzahl 13
6 + 1	  � Kein Gewinner
6	  � Kein Gewinner
5 + 1	 3 à Fr.� 21 185.00
5 	 35 à Fr.� 1000.00
4 + 1	 324 à Fr.� 145.25
4	 1733 à Fr.� 70.50
3 + 1	 5016 à Fr.� 23.60
3	 25 589 à Fr.� 9.50
Im Jackpot� 6 200 000

Joker� 1 1 4 2 5 9
6	  � Kein Gewinner
5	  � Kein Gewinner
4	 9 à Fr.� 1000.00
3	 101 à Fr.� 100.00
2	 1209 à Fr.� 10.00
Im Jackpot� 350 000

SWISS LOTTO
teville wurde mit dem prestige-
trächtigen Job belohnt.

Aussenminister Burkhalter 
holte ihn dafür extra aus dem 
Staatssekretariat für internatio-
nale Finanzfragen beim Finanz-
departement ins EDA. Dort  
wurde er zwar Ende Juni 2016 
pensioniert, behielt aber sein 
Amt als Chefunterhändler – vor-
erst.

Yves Rossier: 2012–2016
Yves Rossier (62) war als Staats-
sekretär von 2012 bis 2016 
Schweizer Chefdiplomat und 

spielte in dieser Funktion eine 
Schlüsselrolle bei den Vorver-
handlungen zum Rahmenab-
kommen mit der EU. Bis der Bun-
desrat Rossier 2016 kaltstellte 
und er ins zweite Glied treten 
musste. Der Personalentscheid 
sollte einen Ausweg aus dem zä-
hen Einwanderungsstreit mit der 
EU nach dem Ja zur SVP-Zuwan-
derungs-Initiative eröffnen.

2017 wechselte er bis 2020 als 
Botschafter nach Moskau. Im  
Februar 2021 kündigte er beim 
EDA. � TOBIAS OCHSENBEIN 

Finanzministerin Karin 
Keller-Sutter (59) hütet 
die Bundeskasse – und 
knausert. Das ist ihr Job. 
Bei diesem Abgang im 
eigenen Reich muss die 
Schatzmeisterin aber tief 
in die Tasche greifen: Kel-
ler-Sutter sei zusammen 
mit Christian Bock (55) 
zum Schluss gekommen, 
dass er nicht länger Zoll-
chef sein kann, und trennt 
sich im gegenseitigen Ein-
vernehmen. Bock stand in 
der Kritik, war auch beim 
Personal unbeliebt.

Das Eidgenössische Fi-
nanzdepartement (EFD) 
stellt ihn mit einem golde-
nen Fallschirm raus – aber 
vorerst nicht einmal vor 
die Tür: Zwei Monate lang steht 
er dem Departement noch für 
Sonderaufgaben zur Verfügung. 
Dann läuft eine dreimonatige 
Kündigungsfrist – ebenfalls bei 
vollem Lohn. Danach darf sich 
Bock noch über eine Abgangs-
entschädigung von zwölf Mo-
natslöhnen freuen, wie Sprecher 
Pascal Hollenstein gegenüber 
Blick bestätigt. Zuvor hatte «20 
Minuten» darüber berichtet.

Geregelt sei die Abgangsent-
schädigung in der Personalver-
ordnung des Bundes, erklärt 
das EFD. «Daran halten wir 
uns», so Hollenstein. Bock stand 
in Lohnklasse 37. Gemäss der 
Lohntabelle des Bundes liegt 
der Bruttolohn des ehemaligen 
Zollchefs bei 310 512 bis 
330 780 Franken. Dazu kom-
men allfällige Zulagen. Darben 
muss er also nicht.

Die hohe Abgangsentschädi-
gung stösst bei Politikerin-
nen von links bis rechts auf 
Kritik. «Es geht nicht, dass 
Beamte, die schon einen si-

cheren und gut bezahlten Job 
haben, auch noch einen golde-
nen Fallschirm bekommen», 
sagt SVP-Nationalrätin Martina 
Bircher (39). «Angestellte des 
Bundes sollte man wie alle an-
deren behandeln», fordert sie.

Versuche, diese Fallschirme 
zu streichen, gab es schon viele. 
Erst kürzlich hat sich die Kom-
mission des Ständerats gegen ein 
Verbot gewehrt. Dass man ohne 
Fallschirm als Arbeitgeber nicht 
attraktiv ist, glaubt Bircher nicht. 
«Jobs beim Bund sind bereits pri-
vilegiert. Da braucht es kei-
ne zusätzlichen An-
reize.» Bir-
cher will wei-
ter kämpfen. 
«Wir resignie-
ren nicht.»

Auch die 
Linke ist alles 

andere als begeistert. «Ab-
gangsentschädigungen an An-
gehörige des obersten Kaders 
sind unangebracht und ange-
sichts der Kürzungen beim rest-
lichen Personal eine Frechheit», 
schreibt SP-Nationalrätin Sami-
ra Marti (29) auf Twitter.

Klar ist aber auch: Solche Ab-
findungen sind in der Privat-
wirtschaft üblich. Sie können 
teure Rechtsstreitigkeiten er-
sparen. Doch wenn der Steuer-
zahler diese finanzieren muss, 
während der Bund spart, sind 

sie störend. Schon beim Ab-
gang des einstigen 

Asylchefs Alard du 
Bois-Rey-

mond 
und dem 
von 
Jürg 

Marti als 
Statistik-

chef sorgte der 
goldene Fallschirm für 
Kritik. � DANIEL BALLMER,  
� TOBIAS BRUGGMANN 

Es war bei der AHV-Reform das 
grosse Versprechen an die Frau-
en: Im Gegenzug für die Erhö-
hung des Rentenalters auf 65 soll 
es für eine Übergangsgeneration 
einen Rentenzuschlag geben – le-
benslang.

Doch nun kommt das böse Er-
wachen. Geht es nach dem Vor-
schlag des Bundesrats, soll der 
Rentenzuschlag vom Teuerungs-
ausgleich ausgenommen werden. 
Bei hohen Inflationsraten wie 
den 2,8 Prozent vom vergange-
nen Jahr verliert der Rentenzu-
schlag so laufend an Wert. «Die 
Kaufkraft des Rentenzuschlags 
schmilzt so von Jahr zu Jahr da-
hin», sagt SP-Nationalrätin Flavia 
Wasserfallen (44, BE). «Was im 
Abstimmungskampf als grosszü-
gige Abfederung verkauft wurde, 
fällt nun zusammen.»

In der Vernehmlassung haben 
Linke und Gewerkschaften Wi-
derstand markiert. Nun legt Was-
serfallen mit einem Vorstoss im 
Parlament nach und stellt SP-So-
zialminister Alain Berset (51) zur 
Rede. Sie will vom Bundesrat via 
Interpellation wissen, ob er nicht 

doch noch bereit ist, den Renten-
zuschlag für die Frauen der be-
troffenen Jahrgänge 1961 bis 
1969 «wie sämtliche anderen 
Geldleistungen der AHV an die 
Lohn- und Preisentwicklung an-
zupassen».

Wasserfallen betont dabei, 
dass weder in der Botschaft zur 
AHV-Reform noch in den Abstim-
mungserläuterungen des Bun-
desrats noch in den Hintergrund-
informationen des Bundesamts 
für Sozialversicherungen eine Er-
klärung oder ein Hinweis zu die-
ser restriktiven Ausgestaltung 
des Zuschlags zu finden sei.

Tatsächlich wurde in der De-
batte nur darüber gesprochen, 
dass der Rentenzuschlag ausser-
halb des Rentensystems erfolgen 
soll. Bloss bezog sich dies darauf, 
dass der Zuschlag weder an die 
Ergänzungsleistungen noch an 
den Ehepaar-Plafonds angerech-
net werden darf.

Damit wollte man entspre-
chende Kürzungen des Rentenzu-
schlags und damit eine Benach-
teiligung der betroffenen Frauen 
verhindern. «Mit dem Verzicht 

auf den Teuerungsausgleich wird 
eine neue Benachteiligung ge-
schaffen», ärgert sich Flavia Was-
serfallen.

Darüber dass der Vorschlag 
ausgerechnet aus dem Departe-
ment von Parteikollege Berset 
kommt, zeigt sich Wasserfallen 
nicht erfreut. Sie vermutet, dass 
allenfalls auch der von Finanzmi-
nisterin Karin Keller-Sutter (59) 
verordnete Sparkurs für den Aus-
gleichsverzicht verantwortlich 
sein könnte. «Derzeit hat es alles 
mit Kostenfolge schwer im Bun-
desrat.»

Wasserfallen hofft nun, dass 
die Regierung die Vorlage noch 
korrigiert. Dem Vernehmen nach 
will Berset tatsächlich über die 
Bücher gehen. Offen ist, ob er bei 
seinen Gschpänli damit durch-
kommt.

Wasserfallen macht jedenfalls 
Druck: Sie will das Thema auch 
in der nächsten Sitzung der na
tionalrätlichen Sozial- und Ge-
sundheitskommission auf den 
Tisch bringen. Ihr Ziel: «Wir müs-
sen eine Korrektur zugunsten der 
Frauen erwirken.» � RUEDI STUDER

gesetzt wird. Eine Blanko-Sper-
re bei sämtlichen Straffälligkei-
ten, auch bei Bagatelldelikten, 
die lange zurückliegen, wäre 
tatsächlich problematisch», 
meint sie. Die Wahrscheinlich-
keit sei gross, dass ein solcher 
Entscheid vor Gericht angefoch-
ten würde. Und dass das Gericht 
ihn kassieren würde.

Nicht nur im Aargau will die 
Politik die Einbürgerungshür-
den erhöhen. Auch in Zug ste-
hen Verschärfungen zur Debat-
te.

Expertin von Rütte beobach-
tet mit Blick auf die vergange-
nen Jahre einen klaren Trend in 
Richtung immer strengerer Ein-

bürgerungsgesetze. «Das Resul-
tat ist, dass heute fast nur noch 
hochqualifizierte Menschen aus 
EU- und Efta-Staaten die Chan-
ce haben, eingebürgert zu wer-
den.» Dies ist aus ihrer Sicht ge-
fährlich. «Wenn man längerfris-
tig so viele Menschen aus-
schliesst vom Bürgerrecht, dann 
schwächt das die Demokratie.»

Dabei würden viele Studien 
zeigen, dass eine Einbürgerung 
die Integration massiv fördere. 
Nach fünf Jahren, so von Rütte, 
hätten Eingebürgerte ein deut-
lich höheres Einkommen. «Dar-
um ist es eigentlich sinnvoll, Mi-
granten das Bürgerrecht zu er-
teilen.» >� LEA HARTMANN 

Livia Leu (62) hört als EU-Chefunterhändlerin auf und wird Botschafterin in Deutschland

Fasel (62), der Botschafter in 
London war.

In einem Interview mit der 
«NZZ» hatte sich Cassis im De-
zember kritisch gezeigt, dass 
man mit der EU eine mehrheits-
fähige Lösung finde. Und auch 
Leu selbst räumt ein, die Sondie-
rungsgespräche seien kein Spa-
ziergang gewesen. «Da gibt es 
manchmal harte Diskussionen», 
so Leu vor den Medien.

Ob aber bis im Sommer 2024 
Ergebnisse vorliegen, wie von 
Brüssel gewünscht, lässt sie of-
fen. Die Verhandlungen könn-
ten jedoch rasch voranschrei-
ten. «Ich bleibe aber immer et-
was vorsichtig», so Leu. «Man 
muss immer offen bleiben. Man 
weiss nie, was kommt.» Oder 
wer kommt – und wie lange der 
Nachfolger oder die Nachfolge-
rin bleibt.

Politiker ärgern sich über goldenen Fallschirm

Kein Teuerungsausgleich auf AHV-Zuschlag

Zollchef kassiert Mega-AbfindungZollchef kassiert Mega-Abfindung

SP-Wasserfallen stellt  SP-Wasserfallen stellt  
SP-Berset zur RedeSP-Berset zur Rede

Den goldenen  
Fallschirm muss er nicht 

mal verzollen!

SP-Nationalrätin 
Flavia 
Wasserfallen.

SP-Sozialminister
Alain Berset.

Livia Leu äusserte sich gestern in
Bern zu ihrem Rücktritt als 

EU-Chefunterhändlerin.

Zwölf Monatslöhne zusätzlich:
 Ex-Zollchef Christian Bock.
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